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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 

A. Zielsetzung 

Verbesserung der Wirksamkeit des regionalpolitischen För-
derinstrumentariums, insbesondere durch verstärkte Förde-
rung von Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen in den 
Fördergebieten und durch Begrenzung der Förderung bei be-
sonders kapitalintensiven Investitionsvorhaben. 

B. Lösung 

Änderungen des Investitionszulagengesetzes 

1. Aufhebung des Verbots der Kumulation von Investitions-
zulagen nach § 1 InvZulG (Regionalzulage) und nach § 4 
InvZulG (Forschungszulage), 

2. Absenkung der förderfähigen Investitionskosten, 

3. Einführung einer Frist zur Antragstellung vor Beginn des 
Investitionsvorhabens. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Änderungen wirken sich insgesamt aufkommensneutral 
aus. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 	 Bonn, den 21. November 1985 

14 (42) — 600 09 — In 38/85 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Investitionszulagengesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundesta-
ges herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in  seiner  555. Sitzung am 18. Oktober 1985 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Investitionszulagengesetz 

Das Investitionszulagengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. Juni 1982 (BGBl. I S. 646) 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Summe der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten ist auf den für das bescheinigte In-
vestitionsvorhaben festgesetzten Höchstbetrag 
im Sinne des § 2 Abs. 4 begrenzt."  

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Bescheinigung, daß die in § i Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 letzter Satzteil be-
zeichneten Voraussetzungen vorliegen, er-
teilt auf Antrag der Bundesminister für Wirt-
schaft im Benehmen mit der von der Landes-
regierung bestimmten Stelle. Der Bundesmi-
nister für Wirtschaft kann seine Befugnisse 
auf das Bundesamt für gewerbliche Wirt-
schaft übertragen. Der Antrag auf Erteilung 
der Bescheinigung muß vor Beginn des Inve-
stitionsvorhabens gestellt werden. Bei der 
Entscheidung über die besondere volkswirt-
schaftliche Förderungswürdigkeit im Sinne 
dieses Gesetzes sind mehrere Betriebsstät-
ten eines Gewerbebetriebes des Steuerpflich-
tigen in derselben Gemeinde als eine einheit-
liche Betriebsstätte anzusehen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. ein Investitionsvorhaben in einer 
Betriebsstätte des Fremdenverkehrs 
durchgeführt wird, die auf Dauer ge-
werblich genutzt wird, nicht nur ge-
ringfügig der Beherbergung dient 
und sich in einem Fremdenver-
kehrsgebiet nach § 3 Abs. 2 befindet; 
unter diesen Voraussetzungen sind 
Investitionen zur qualitativen Ver-
besserung des Angebots einer 
grundlegenden Rationalisierung 
gleichgestellt; Investitionsvorhaben 
in sonstigen Betriebsstätten des 
Fremdenverkehrs sind nicht volks-
wirtschaftlich besonders förderungs-
würdig;". 

bb) In Nummer 4 wird der letzte Satz wie 
folgt gefaßt: 

„Wird eine Betriebsstätte im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 4 durch Errichtung einer 
weiteren Betriebsstätte an einem ande-
ren als dem bisherigen Standort inner-
halb derselben Gemeinde erweitert, müs-
sen die Anforderungen hinsichtlich der 
Zahl der geschaffenen Dauerarbeits-
plätze für die Gesamtheit der nach 
Durchführung des Investitionsvorha-
bens in dieser Gemeinde bestehenden 
Betriebsstätten erfüllt werden; dies gilt 
auch dann, wenn die bisherige Betriebs-
stätte in der Gemeinde aufgegeben 
wird."  

cc) Nummer 6 wird gestrichen. 

dd) Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden 
Nummern 6 und 7. 

c) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 
und 4 eingefügt: 

„(3) Investitionsvorhaben sind nicht volks-
wirtschaftlich besonders förderungswürdig, 
wenn sie Anlagen zur Erzeugung oder Vertei-
lung elektrischer Energie betreffen, die nicht 
überwiegend dem betrieblichen Eigenbedarf 
dient. 

(4) Investitionsvorhaben, welche die Vor-
aussetzungen des Absatzes 2 erfüllen, sind 
nur bis zu einem Höchstbetrag förderungsfä-
hig. Der Höchstbetrag errechnet sich aus der 
Zahl der durch das Investitionsvorhaben ge-
schaffenen oder gesicherten Dauerarbeits-
plätze, vervielfacht mit dem Zehnfachen der 
im Rahmenplan festgelegten durchschnittli-
chen Investitionskosten je gefördertem Ar-
beitsplatz; der Rahmenplan ist insoweit im 
Bundesanzeiger bekanntzumachen. Der 
Höchstbetrag für das Investitionsvorhaben 
ist in der Bescheinigung festzusetzen." 

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 5 und 6. 

e) Im neuen Absatz 6 werden die Worte „des 
Absatzes 2" durch die Worte „der Absätze 2 
bis 4" ersetzt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 wird der letzte Satz 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden in Satz 1 nach dem Wort 
„Gebiete" die Worte „im Sinne des Absat-
zes 1" eingefügt und Satz 2 gestrichen. 
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c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die förderungsbedürftigen Gebiete im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 und die Fremden-
verkehrsgebiete werden in dem jeweils gülti-
gen Rahmenplan nach dem Gesetz über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" vom 6. Oktober 
1969 (BGBl. I S. 1861) im einzelnen festgelegt. 
Der Rahmenplan ist insoweit im Bundesan-
zeiger bekanntzumachen." 

4. § 4 b wird aufgehoben. 

5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Inanspruchnahme einer Investi-
tionszulage nach § 19 des Berlinförderungs-
gesetzes schließt die Inanspruchnahme einer 
Investitionszulage nach § 4 dieses Gesetzes 
für dasselbe Wirtschaftsgut, denselben Aus-
bau oder dieselbe Erweiterung aus."  

b) In Absatz 2 wird das Zitat „§§ 1 und 4 bis 4 b" 
durch das Zitat „§§ 1, 4 und 4 a" ersetzt. 

c) in Absatz 6 wird Satz 2 gesrichen. 

6. § 8 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 8 
Anwendungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 erstmals 
auf Wirtschaftsgüter anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1985 angeschafft oder hergestellt 
werden, sowie auf Ausbauten, Erweiterungen  

und andere nachträgliche Herstellungsarbeiten, 
die nach dem 31. Dezember 1985 beendet wer-
den. 

(2) § 1 Abs. 4 und § 2 Abs. 4 sind erstmals auf 
Investitionsvorhaben anzuwenden, mit denen 
nach dem ... (Tag der dritten Lesung im Deut-
schen Bundestag) begonnen wird. 

(3) § 2 Abs. 1 ist erstmals auf Investitionsvor-
haben anzuwenden, mit denen nach dem 
30. Juni 1986 begonnen  wird."  

Artikel 2 

Achte Fördergebiets- und 
Fremdenverkehrsgebietsverordnung 

Die Achte Fördergebiets- und Fremdenverkehrs-
gebietsverordnung vom 19. Dezember 1984 (BGBl. I 
S. 1675) wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset-
zes auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1986 in Kraft. Artikel 1 Nr. 1 
und Nr. 2 Buchstabe c tritt mit Wirkung vom ... 
(Tag nach dem Tag der dritten Lesung im Deut-
schen Bundestag) in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf enthält Neuregelungen zur 
Förderung privater Investitionen im Zonenrandge-
biet und anderen förderungsbedürftigen Gebieten 
durch Zulagen nach dem Investitionszulagengesetz 
(InvZulG). Das Ziel dieser Neuregelungen besteht 
vor allem darin, die Effizienz der regionalen Struk-
turpolitik zu steigern und dadurch einen wirksame-
ren Beitrag der Regionalpolitik zur Erreichung der 
gesamtwirtschaftlichen Ziele zu leisten. Gleichzei-
tig soll durch Änderung von Bestimmungen, die 
sich in der Vergangenheit als nicht zweckmäßig er-
wiesen haben, der Gesetzesvollzug vereinfacht und 
die Rechtsklarheit verbessert werden. Die vorgese-
henen Gesetzesänderungen beruhen weitgehend 
auf entsprechenden, von der Bundesregierung mit-
getragenen Empfehlungen des Planungsausschus-
ses der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" im Rahmen eines 
Gesamtkonzepts zur Weiterentwicklung des regio-
nalpolitischen Förderinstrumentariums. 

Als wesentliche Neuerung sieht der Gesetzentwurf 
die Aufhebung des Kumulationsverbotes von regio-
naler Zulage (§ 1 InvZulG) und Forschungszulage 
(§ 4 InvZulG) vor. Hierdurch soll ein größerer An-
reiz für Investitionsvorhaben im Bereich von For-
schung und Entwicklung in den Fördergebieten ge-
schaffen werden. 

Daneben sollen die bestehende Höchstgrenze zum 
Ausschluß besonders kapitalintensiver Investitio-
nen abgesenkt werden und Investitionen, die das 
Zehnfache der durchschnittlichen Arbeitsplatzko-
sten pro geschaffenem oder gesichertem Dauerar-
beitsplatz überschreiten, nur bis zu dieser Grenze 
förderbar sein. 

Der Ausschluß von Kraftwerken sowie von nicht 
auf Dauer gewerblich genutzten Betriebsstätten 
des Fremdenverkehrs dient der Klarstellung und 
Anpassung an die Rechtsprechung. 

Zur Einschränkung von Mitnahmewirküngen und 
im Interesse der Verwaltungsvereinfachung soll der 
Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung nach § 2 
InvZulG zukünftig fristgebunden sein. Es ist vorge-
sehen, daß die Bescheinigung der besonderen volks-
wirtschaftlichen Förderungswürdigkeit vor Beginn 
des Investitionsvorhabens beantragt werden muß. 

Das bisherige Verfahren, mit dem die Bundesregie-
rung parallel zu den jeweiligen Gebietsänderungen 
im Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" för-
derungsbedürftige Gebiete des Investitionszulagen-
gesetzes im Verordnungswege gesondert bestimmt 
hat, soll entfallen. In Zukunft sollen diese förde-
rungsbedürftigen Gebiete ausschließlich im Rah-
menplan dieser Gemeinschaftsaufgabe benannt 
und im Bundesanzeiger veröffentlicht werden. 

II. Finanzielle Auswirkungen 

Durch die Aufhebung des Kumulationsverbotes von 
Regionalzulage und Forschungszulage werden zu-
sätzliche Steuermindereinnahmen von schätzungs-
weise 40 Mio. DM insgesamt verursacht. Diesen 
Steuermindereinnahmen stehen geschätzte Mehr-
einnahmen in entsprechender Höhe aufgrund der 
Absenkung des förderungsfähigen Höchstsatzes 
vom 30fachen auf das 10fache der durchschnittli-
chen Investitionskosten pro geschaffenem oder ge-
sichertem Arbeitsplatz gegenüber, so daß insge-
samt Aufkommensneutralität gegeben ist. 

Die finanziellen Auswirkungen der übrigen Ände-
rungen lassen sich im einzelnen nicht abschätzen. 

Mit der Gesetzesänderung werden Verstärkungen 
der Fördermöglichkeiten durch Einschränkungen 
insgesamt ausgeglichen. Daher sind Auswirkungen 
weder auf Einzelpreise noch auf das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, zu er-
warten. 

III. Einzelbegründung 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 4 InvZulG) 

Die Ergänzung des § 1 Abs. 4 InvZulG soll sicher-
stellen, daß bei der Festsetzung der Investitionszu-
lage die Anschaffungs- oder Herstellungskosten be-
günstigter Wirtschaftsgüter nur bis zu der in § 2 
Abs. 4 InvZulG genannten Höchstgrenze berück-
sichtigt werden (vgl. Begründung zu Nummer 2 
Buchstabe c). 

Zu Nummer 2 (§ 2 InvZulG) 

Zu Buchstabe a (§ 2 Abs. 1 InvZulG) 

Die vorgesehene Änderung des § 2 Abs. 1 InvZulG 
enthält drei Neuerungen. 

— In Satz 1 wird der bisherigen Praxis entspre-
chend gesetzlich klargestellt, daß der Bundesmi-
nister für Wirtschaft die Bescheinigung der be-
sonderen volkswirtschaftlichen Förderungswür-
digkeit nur auf Antrag erteilt. 

— Entgegen der bisherigen Regelung, die für den 
Antrag nach § 2 Abs. 1 InvZulG eine Frist nicht 
vorsah, muß der Investor nach Satz 3 zukünftig 
den Antrag auf Erteilung der Bescheinigung der 
besonderen volkswirtschaftlichen Förderungs-
würdigkeit vor Investitionsbeginn stellen. Diese 
Antragsfrist gilt bereits bisher für den Investi-
tionszuschuß nach dem Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" und hilft, Mitnahme- 
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Wirkungen zu verringern und den Verwaltungs-
vollzug zu vereinfachen. Die Antragsfrist nach 
§ 2 InvZulG berührt nicht die in § 5 Abs. 3 
InvZulG geregelte Frist für den beim Finanzamt 
zu stellenden Antrag auf Investitionszulage. 

— Satz 4 sieht für das Bescheinigungsverfahren 
nach § 2 InvZulG vor, daß mehrere Betriebsstät-
ten eines Steuerpflichtigen in derselben Ge-
meinde hinsichtlich der Fördervoraussetzungen 
als Einheit betrachtet werden. 

Nach derzeitiger Praxis gilt auch für die Be-
scheinigung der besonderen volkswirtschaftli-
chen Förderungswürdigkeit der Betriebsstätten

-

begriff des § 12 AO. Dies führt zu regionalwirt-
schaftlich unbefriedigenden Ergebnissen, da es 
für die regionalpolitische Beurteilung eines In-
vestitionsvorhabens in erster Linie auf die Ge-
samtheit der Betriebsstätten eines Gewerbebe-
triebes in einer Gemeinde ankommt. Besitzt ein 
Steuerpflichtiger zwei unterschiedliche Gewer-
bebetriebe im Sinne des Gewerbesteuergesetzes 
(z. B. eine Spinnerei und eine Maschinenfabrik), 
sind diese nicht als einheitliche Betriebsstätte 
anzusehen. 

Zu Buchstabe b (§ 2 Abs. 2 InvZulG) 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 InvZulG) 

In § 2 Abs. 2 Nr. 2 InvZulG wird bestimmt, daß Be-
triebsstätten des Fremdenverkehrs nur dann als 
volkswirtschaftlich besonders förderungswürdig 
anerkannt werden können, wenn sie auf Dauer ge-
werblich genutzt werden. Die gesetzliche Klarstel-
lung folgt dem BFH-Urteil vom 25. Juni 1976 
(BStBl. II S. 728) sowie einem Urteil des BVG vom 
12. März 1985, die die Annahme einer gewerblichen 
Betriebsstätte im Falle einer Vermietung von Fe-
rienwohnungen unter anderem davon abhängig 
machen, daß die gewerbliche Nutzung zu Zwecken 
des Fremdenverkehrs auf Dauer angelegt ist. 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 InvZulG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeände-
rung zum vorgesehenen neuen § 2 Abs. 1 Satz 4 
InvZulG. 

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 InvZulG) 

Die derzeitige Regelung des § 2 Abs. 2 Nr. 6 InvZulG 
enthält eine Ausschlußgrenze für die Förderung 
von Investitionsvorhaben, deren Investitionskosten 
je geschaffenem oder gesichertem Dauerarbeits-
platz das 30fache der durchschnittlichen Investi-
tionskosten je Arbeitsplatz (derzeit 6 Mio. DM pro 
Arbeitsplatz) übersteigen. Mit dieser Regelung wer-
den besonders kapitalintensive Betriebe, die gemes-
sen an der Investitionssumme nur eine geringe 
Zahl neuer Arbeitsplätze schaffen, von einer Förde-
rung ausgeschlossen. Die Regelung in § 2 Abs. 2 
Nr. 6 InvZulG wird durch eine Neuregelung in Ab-
satz 4 ersetzt (vgl. Begründung zu Buchstabe c). 

Zu Doppelbuchstabe dd (§ 2 Abs. 2 Nr. 7 und 8 
InvZulG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeände-
rung zu Doppelbuchstabe cc. 

Zu Buchstabe c (§ 2 Abs. 3 und 4 InvZulG) 

Der in § 2 Abs. 3 vorgesehene Ausschluß von Anla-
gen zur Erzeugung und Verteilung elektrischer 
Energie von der Förderung dient der gesetzlichen 
Klarstellung. Elektrische Energie ist schon nach 
bisheriger Verwaltungsauffassung kein Gut, das 
der Art nach überregional abgesetzt wird (§ 2 Abs. 2 
Nr. 3 InvZulG). Dieser Verwaltungsauffassung ist 
die Rechtsprechung grundsätzlich gefolgt. Der aus-
drückliche Ausschluß solcher Anlagen dient der 
Rechtsklarheit. Der Ausschluß betrifft nicht solche 
Anlagen, die überwiegend der eigenbetrieblichen 
Versorgung dienen. 

Die in § 2 Abs. 4 vorgesehene Regelung bringt zwei 
Neuerungen, die bereits seit einigen Jahren in den 
Regelungen des Rahmenplans der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts

-

struktur" bestehen: 

— Die Höchstgrenze wird vom 30fachen Satz auf 
den 10fachen Satz (derzeit 2 Mio. DM pro Ar-
beitsplatz) gesenkt. 

— Gleichzeitig wird die bisherige Ausschlußgrenze 
in eine Begünstigungshöchstgrenze umgewan-
delt. Investitionsvorhaben, deren durchschnittli-
che Investitionssumme über dem 10fachen Satz 
liegt, sind daher bis zu dieser Höchstgrenze 
ebenfalls förderungswürdig. 

Das Ziel dieser Neuregelungen besteht darin, die 
Fördermittel insbesondere in arbeitsintensive Ver-
wendungszwecke zu lenken und zugleich eine Ver-
einheitlichung mit den Regelungen des Rahmen-
plans der Gemeinschaftsaufgabe zu erreichen. 

Es ist vorgesehen, die Beschränkung der Förderung 
für das einzelne Investitionsvorhaben in der jewei-
ligen Bescheinigung nach § 2 InvZulG als Höchst-
grenze auszuweisen. 

Zu Buchstaben d und e (§ 2 Abs. 5 und 6 InvZulG) 

Die Änderungen sind redaktioneller Art. 

Zu Nummer 3 (§ 3 InvZulG) 

Die Änderungen des § 3 InvZulG sehen vor, daß das 
bisherige Verfahren, die Fördergebiete neben der 
Ausweisung im Rahmenplan noch einmal durch 
Rechtsverordnung festzulegen, entfallen soll. In der 
Vergangenheit waren die Fördergebietsfestlegun-
gen des aus Vertretern von Bund und Ländern be-
stehenden Planungsausschusses der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" stets mit den darauf folgenden ent-
sprechenden Fördergebietsverordnungen identisch. 
Auch in Zukunft wird insoweit ein abweichendes 
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Stimmverhalten im Bundesrat kaum zu erwarten 
sein. Die Ermächtigungen zur Bestimmung der son-
stigen förderungsbedürftigen Gebiete in Absatz 1 
Nr. 3 letzter Satz und der Fremdenverkehrsgebiete 
in Absatz 2 Satz 2 werden deshalb gestrichen. In 
Absatz 2 wird außerdem klargestellt, daß Fremden-
verkehrsgebiete — wie bisher auch — innerhalb 
der Gebiete nach Absatz 1 liegen müssen. Der neue 
Absatz 3 tritt an die Stelle des bisherigen Absat-
zes 1 Nr. 3 letzter Satz sowie des bisherigen Absat-
zes 2 Satz 2. 

Zu Nummer 4 (§ 4 b InvZulG) 

Die Vorschrift des § 4 b InvZulG ist durch Zeitablauf 
gegenstandslos und soll deshalb gestrichen wer-
den. 

Zu Nummer 5 (§ 5 InvZulG) 

Zu Buchstabe a (§ 5 Abs. 1 InvZulG) 

Die vorgesehene Neufassung des § 5 Abs. 1 InvZulG 
trägt dem vielfach vorgetragenen Wunsch Rech-
nung, die Kumulierbarkeit der Investitionszulage 
nach § 4 InvZulG (Forschungzulage) mit der Investi-
tionszulage nach § 1 (Regionalzulage) zuzulassen. 
Mit der Änderung werden zusätzliche Impulse für 
Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen in För-
dergebieten angestrebt. Sie hat zur Folge, daß alle 
Investitionszulagen des Investitionszulagengeset-
zes kumulieren können. 

Neben der Investitionszulage nach § 19 des Berlin-
förderungsgesetzes können nur Investitionszulagen 
nach § 4 a InvZulG in Anspruch genommen werden. 
§ 19 des Berlinförderungsgesetzes enthält bereits 
eine besondere erhöhte Förderung für Investitionen 
im Bereich von Forschung und Entwicklung. 

Zu Buchstaben b und c (§ 5 Abs. 2 und 6 InvZulG) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen 
zu Nummer 4. 

Zu Nummer 6 (§ 8 InvZulG) 

§ 8 Abs. 1 InvZulG regelt die zeitliche Anwendung 
der geänderten Fassung des Investitionszulagenge-
setzes. 

Absatz 2 bestimmt, daß die neuen Regelungen des 
§ 1 Abs. 4 und des § 2 Abs. 4 InvZulG erstmals für 
Investitionsvorhaben anzuwenden sind, mit denen 
nach dem Tag der dritten Lesung im Deutschen 
Bundestag begonnen worden ist. 

Absatz 3 sieht eine Übergangsregelung zum neuen 
§ 2 Abs. 1 InvZulG vor. Sie ermöglicht es Investoren, 
die im Vertrauen auf die alte Regelung ein Investi-
tionsvorhaben bis zum 30. Juni 1986 begonnen ha-
ben, eine Bescheinigung nach § 2 InvZulG auch 
nachträglich zu beantragen. 

Zu Artikel 2 (Achte Fördergebiets- und Fremden-
verkehrsgebietsverordnung) 

Infolge der Streichung der Ermächtigungen zur Be-
stimmung der sonstigen förderungsbedürftigen Ge-
biete und der Fremdenverkehrsgebiete und infolge 
der Verweisung auf den Rahmenplan (vgl. Artikel 1 
Nr. 3) wird die derzeit noch geltende Rechtsverord-
nung entbehrlich und soll deshalb gestrichen wer-
den. 

Zu Artikel 3 (Berlin-Klausel) 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Der Artikel bestimmt das Inkrafttreten des Geset-
zes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 vor Nummer 1 (§ 1 Abs. 1 Satz 1 
InvZulG) 

In Artikel 1 wird vor Nummer 1 folgende neue 
Nummer 01 eingefügt: 

,01. § 1 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Steuerpflichtigen im Sinne des Einkom

-

mensteuergesetzes und des Körperschaft

-

steuergesetzes, die eine gewerbliche Be

-

triebstätte errichten oder erweitern und die 
durch eine Bescheinigung nach § 2 nachwei

-

sen, 

1. daß die Errichtung oder Erweiterung in 
einem förderungsbedürftigen Gebiet 
durchgeführt wird und 

2. daß die Errichtung oder Erweiterung 
volkswirtschaftlich besonders förde-
rungswürdig ist und den Zielen und 
Grundsätzen der Raumordnung und 
Landesplanung entspricht, 

wird auf Antrag für die im Zusammenhang 
mit der Errichtung oder Erweiterung der 
Betriebsstätte vorgenommenen Investitio-
nen eine Investitionszulage gewährt."' 

Begründung 

Nach einem Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 12. März 1985 (Az.: 7 C 60.83) ist das 
Vorliegen einer gewerblichen Betriebstätte ein-
schließlich der Gewinnerzielungsabsicht nicht 
nach steuerrechtlichen Kriterien zu beurteilen, 
sondern nach den mit dem Investitionszulagen-
gesetz verfolgten wirtschaftspolitischen Len-
kungszwecken. Durch die Gesetzesänderung soll 
sichergestellt werden, daß die Auslegung dieser 
steuerrechtlichen Begriffe den Finanzbehörden 
vorbehalten bleibt. Die vorgeschlagene Fiktion 
(vgl. den in § 1 Abs. 1 anzufügenden Satz 3), wo-
nach mehrere Betriebstätten eines Gewerbebe-
triebes des Steuerpflichtigen in derselben Ge-
meinde als einheitliche Betriebstätte gelten, be-
rührt nicht den Grundsatz, daß der Begriff der 
gewerblichen Betriebstätte nach steuerrechtli-
chen Gesichtspunkten auszulegen ist. Der Be-
triebstättenbegriff des § 12 der Abgabenordnung 
wird durch die vorgeschlagene Fiktion lediglich 
für einen Teilbereich modifiziert. 

2. Zu Artikel 1 vor Nummer 1 (§ 1 Abs. 1 Satz 3 
InvZulG) 

In Artikel 1 wird vor Nummer 1 folgende neue 
Nummer 02 eingefügt: 

,02. In § 1 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Mehrere Betriebstätten eines Gewerbebe-
triebes des Steuerpflichtigen in derselben 

Gemeinde gelten als eine einheitliche Be-
triebstätte. 

Begründung 

Es wird begrüßt, daß über die Neufassung von 
§ 2 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzentwurfs das „Saldo-
prinzip" in das Investitionszulagengesetz Ein-
gang findet, indem mehrere Betriebstätten eines 
Steuerpflichtigen in einer Gemeinde zusammen 
erfaßt und damit bisher unter regionalwirt-
schaftlichen Gesichtspunkten ungerechte Er-
gebnisse sowohl zugunsten als auch zuungun-
sten des Vorhabensträgers vermieden werden. 
Die Änderung bewirkt u. a., daß der Primäref-
fekt, die Erweiterungsvoraussetzungen, die Si-
cherung von Arbeitsplätzen bei Umstellung und 
grundlegenden Rationalisierungen an anderen 
Standorten innerhalb derselben Gemeinde er-
füllt werden können. 

Die vorgeschlagene Formulierung berücksich-
tigt — ohne daß eine Ergänzung des Gesetzes-
wortlauts notwendig wäre — auch den Fall, daß 
die bisherige Betriebstätte in der Gemeinde auf-
gegeben wird (Betriebsverlagerung). 

Durch die Regelung des erweiterten Betriebstät-
tenbegriffs in § 1 statt in § 2 soll verdeutlicht 
werden, daß der Begriff der Betriebstätte nach 
steuerrechtlichen Kriterien zu beurteilen ist. 

3. Zu Artikel 1 nach Nummer 1 (§ 1 Abs. 6 — neu — 
InvZulG) 

In Artikel 1 wird nach Nummer 1 folgende Num-
mer 1 a eingefügt: 

,1 a. In § 1 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Von der Gewährung der Investitions-
zulage sind diejenigen Wirtschaftsgüter 
ausgeschlossen, die vor Stellung des An-
trags auf Erteilung einer Bescheinigung 
nach § 2 angeschafft oder hergestellt wor-
den sind."' 

Begründung 

Die in § 2 Abs. 1 Satz 3 der Neufassung vorgese-
hene Vorbeginnsklausel führt dazu, daß z. B. bei 
Anschaffung einer Maschine vor Antragstellung 
das gesamte Investitionsvorhaben nicht mehr 
gefördert werden könnte, wobei Ausnahmemög-
lichkeiten — wie in der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur" — nicht gegeben sind. Dies würde eine un-
verhältnismäßige Wirkung darstellen und u. U. 
strafrechtlich relevante Reaktionen der Betrof-
fenen geradezu provozieren. Der Vermeidung 
von Mitnahmeeffekten wäre durch den Aus-
schluß der Wirtschaftsgüter, die vor Antragstel-
lung angeschafft oder hergestellt worden sind, 
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ausreichend Rechnung getragen. Im übrigen 
läßt die Formulierung des Gesetzentwurfs offen, 
was unter „Beginn des Investitionsvorhabens" 
konkret zu verstehen ist. 

Da es sich dabei nicht um ein Problem des Be-
scheinigungsverfahrens, sondern der Zulagenge-
währung überhaupt handelt, sollte die Regelung 
bei § 1 angesiedelt werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a (§ 2 Abs. 1 Satz 1 
InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a wird in § 2 Abs. 1 
der Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Die Bescheinigung, daß die in § 1 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 und Abs. 2 Satz 1 letzter Satzteil bezeich-
neten Voraussetzungen vorliegen, erteilt auf An-
trag der Bundesminister für Wirtschaft im Be-
nehmen mit der von der Landesregierung be-
stimmten Stelle." 

Begründung 

Durch die Änderung wird sichergestellt, daß die 
Wirtschaftsbehörden nur das Vorliegen der in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 2 Satz 1 letzter 
Satzteil bezeichneten Voraussetzungen zu prü-
fen haben. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a (§ 2 Abs. 1 Satz 3 
InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a ist in § 2 Abs. 1 der 
Satz 3 zu streichen. 

Begründung 

Folge der Anfügung von Absatz 6 in § 1 

6. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a (§ 2 Abs. 1 Satz 4 
InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a ist in § 2 Abs. 1 der 
Satz 4 zu streichen. 

Begründung 

Folge der vorgeschlagenen Anfügung von Satz 3 
in § 1 Abs. 1 

7. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 
InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b ist vor Doppel-
buchstabe aa folgender Doppelbuchstabe aa0 
einzufügen: 

,aa0) In Nummer 1 wird in Buchstabe b am Ende 
das Wort „oder" durch ein Komma ersetzt 
und nach Buchstabe b folgender Buchsta-
be b 1  eingefügt: 

„b 1) in einem förderungsbedürftigen Ge-
biet eine Betriebstätte erweitert wird, 

die der Steuerpflichtige erworben hat 
und in der vor dem Erwerb eine förde-
rungswürdige Tätigkeit ausgeübt wur-
de, wenn die Betriebstätte von der Stil-
legung bedroht oder bereits stillgelegt 
war 
oder".` 

Begründung 

Die vorgeschlagene Ergänzung entspricht der 
Regelung unter 2.6.2.2 von Teil II des 14. Rah-
menplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur". Die 
Anpassung des Investitionszulagengesetzes ist 
darüber hinaus die Konsequenz aus den verän-
derten Voraussetzungen der Regionalförderung. 
In dem Maße, in dem die Ansiedlung neuer Be-
triebe an Bedeutung verliert, steigt die Notwen-
digkeit, den in den Fördergebieten vorhandenen 
Bestand an gewerblichen Betrieben zu erhalten 
und nach Möglichkeit fortzuentwickeln. Hierzu 
gehört auch, daß stillgelegte oder von der Stille-
gung bedrohte Betriebstätten nach Möglichkeit 
von einem Übernehmer fortgeführt werden soll-
ten. Die Aussichten hierfür sollten nicht dadurch 
verschlechtert werden, daß die Förderung von 
Folgeinvestitionen nach der Betriebsübernahme 
gegenüber bereits länger ansässigen Betrieben 
eingeschränkt wird. Die Stichtagsregelung unter 
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b hat den ausschließli-
chen Zweck, Umgehungen des Schwerpunkt-
prinzips zu verhindern. Diesem Gesichtspunkt 
kommt im Falle des Erwerbs stillgelegter oder 
von der Stillegung bedrohter Betriebstätten 
keine Bedeutung zu, weshalb die Ergänzung 
auch mit dem Schwerpunktprinzip in Einklang 
steht. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 8 Abs. 2 InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 6 sind in § 8 Abs. 2 nach dem 
Wort „anzuwenden," die Worte „bei denen der 
Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung nach 
§ 2 nach dem ... (Tag der dritten Lesung im 
Deutschen Bundestag) gestellt worden ist und" 
einzufügen und ist am Ende das Wort „wird" 
durch die Worte „worden ist" zu ersetzen. 

Begründung 

Mit der Änderung sollen bereits in der Vorberei-
tungsphase befindliche Projekte aus Gründen 
des Vertrauensschutzes von der Senkung des 
Höchstbetrags ausgenommen werden. Ein sol-
cher schützenswerter Vertrauenstatbestand be-
steht nicht nur dann, wenn Unternehmen be-
reits vor dem Tag der dritten Lesung im Deut-
schen Bundestag ihr Vorhaben begonnen haben, 
sondern auch dann, wenn sie vor diesem Zeit-
punkt den Antrag auf Erteilung einer Bescheini-
gung gestellt haben. In beiden Fällen sind die 
Planungen und Investitionsentscheidungen be-
reits so weitgehend konkretisiert, daß es ge-
rechtfertigt ist, das Vertrauen in den bisherigen 
Rechtszustand zu schützen. 
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9. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 8 Abs. 3 InvZulG) 

In Artikel 1 Nr. 6 sind in § 8 Abs. 3 die Worte „§ 2 
Abs. 1 ist" durch die Worte „§ 1 Abs. 1 Satz 3 und 
§ 1 Abs. 6 sind" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge der Anfügung von Satz 3 in § 1 Abs. 1 und 
der Anfügung eines neuen Absatzes 6 in § 1. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 vor Nr. 1) und zu 
Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen zu. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 vor Nr. 1), zu Nummer 6 
(Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a) und zu Nummer 9 (Ar-
tikel 1 Nr. 6) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen zu. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 nach Nr. 1), zu Nummer 5 
(Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a) und zu Nummer 9 (Ar-
tikel 1 Nr. 6) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen zu. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen nicht zu, da eine Ausdehnung der För-
derung auf den Erwerber einer Betriebstätte, die 
von der Stillegung bedroht oder bereits stillgelegt 
war, zu einer weiteren Aushöhlung des Schwer-
punktortsprinzips führen würde und mit zusätzli-
chen Steuermindereinnahmen verbunden wäre. 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 Nr. 6) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen zu. 

Soweit die Bundesregierung den Vorschlägen des 
Bundesrates zustimmt, behält sie sich eine Über-
prüfung und Ergänzung der vorgeschlagenen Ge-
setzesformulierungen im Verlauf des weiteren Ge-
setzgebungsverfahrens vor. 




